Afang und Schluss fählt!!!

Grundzüge der Rechtslehre

2.Teil: Die Rechtsordnung

2.II Privatrecht-öffentliches Recht

Bedeutung der Unterscheidung im Verwaltungsrecht:Legalitätsprinzip, Grundrechtsbindung der Verwaltung, Verfahren, Rechtsschutz sind im öffentlichen Recht anderst konzipiert als im Privatrecht.

Frage: Welcher Rechtsnatur ist die Vereinbarung?

Abgrenzungskriterien (3):

Subordinationstheorie=Öffentliches Recht liegt vor, wenn der Staat als mit Hoheitsrechten ausgestattetes Gemeinwesen dem Privaten übergeordnet ist; z.B.: Enteignungsrecht.

Interessenstheorie= ..., wenn es der Wahrnehmung öffentlicher Interessen dient; z.B.: Ladensschlussvorschriften.

Funktionstheorie= ..., wenn es die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe regelt; z.B.: Raumplanungs- und Umweltschutzrecht. 
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öffentl. Aufgaben


Privatrechtliches Handeln des Staates: Zu prüfen ist, welcher Rechtsbereich im Vordergrund steht. Bereiche, in denen der Staat privatrechtlich handelt: Bedarfsverwaltung (z.B. Kaufverträge), Verwaltung des Finanzvermögens, fiskale Wettbewerbswirtschaft (z.B. Führung der Swisscom), Teile der Leistungsverwaltung (z.B. Transportvertrag im öffentl. Verkehr). Eine Besonderheit ist die Bindung des Staates an Grundrechte und Verfassungsgrundsätze, auch wenn er privatrechtlich handelt. In der Regel ist die Staatshaftung öffentlich-rechtlich. 

2.IV Rechtsquellen

Jede rechtliche Verhaltensregel ist entweder in der Verfassung, in einem Gesetz, in einer Verordung oder einer Verfügung enthalten.
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(Verordnung kann man mit Beschwerde anfechten. Kantonale/kommunale Gesetze auch, wenn man geeigneten Verfassungsartikel findet. Fragen: 1.Kann ich es anfechten? Formelle Frage: Bin ich befugt? 2. Mit was?)

Verfassung ist an oberster Stelle in der Hierarchie. Die schweizerische Bundesverfassung enthält Zielnormen, Grundrechte, Aufgaben- und Kompetenznormen (materiale Ordnung) und Organisations- und Verfahrensvorschriften (instrumentale Ordnung).

Die Kantonsverfassungen bedürfen der Gewährleistung des Bundes. Der Bund gewährleistet sie, wenn sie dem Bundesrecht nicht widersprechen. Der Bundesbeschluss hat in diesem Fall nur eine deklaratorische Wirkung (weil er nur feststellt, dass die Kantonsverfassung nichts dem Bundesrecht Widersprechendes enthält). Die Kantone haben in der Gestaltung ihres "Staatswesens" erhebliche Freiheit.

Das Gesetz ist die Normstufe unterhalb der Verfassung. Weiteres im Art. 164 Abs 1 BV Gesetzgebung. Das Gesetz ist der Erlass des Gesetzgebers: Parlament mit Beteiligung des Volkes, die zwingend oder fakultativ sein kann (obligatorisches oder fakultatives Referendum). Für die Gesetze des Bundes ist nur das fakultative Referendum vorgesehen. Gesetze sind zu publizieren. Bundesgesetze können als "dringlich" erklärt werden, d.h. sofort in Kraft gesetzt werden. Wird das Referendum ergriffen, so unterliegen diese Bundesgesetze der Volksabstimmung. Eine obligatorische Volksabstimmung braucht es für dringlich erklärte Bundesgesetze, die in der BV keine materielle Grundlage finden.

Die Verordnung ist die Stufe der Rechtssetzung unterhalb des Gesetzes. Die (fakultative oder obligatorische) Volksbeteiligung (Referendum) fällt weg!!! Sie führt das Gesetz näher aus, präzisiert es und macht es vollzugstauglich. Der Gesetzgeber muss die Regierung nicht speziell zum Erlass von Verordnungen ermächtigen. Die Rechtsgrundlage der selbstständigen Verordnung liegt in der Verfassung. Unselbstständige Verordnungen finden ihre Rechtsgrundlage im Gesetz.

Häufig werden von Verwaltungen "Wegleitungen" erlassen (z.B. vom BUWAL). Sie sind keine Rechtserlasse, sondern amtliche Interpretationen von gesetzlichen Vorschriften.

Autonome Satzungen sind generell-abstrakte Normen, die von (Gesetzes wegen kompetenten) Organisationen des öffentlichen Rechts erlassen werden (z.B Gemeinden, ETH, Universitäten). 

Die internationalen Staatsverträge haben völker- und landesrechtliche Verbindlichkeit. 

Die allgemeinen Rechtsgrundsätze sind von grosser Bedeutung. Sie dienen der Konkretisierung von unbestimmten Rechtsbegriffen, der Lückenfüllung oder der Korrektur unbilliger Ergebnisse bei Anwendung einer Norm. Bsp: Treu und Glauben,  Verbot der Rechtsmissbrauchs, Willkürverbot, Grundsatz des öffentlichen Interesses, Verhältnismässigkeit.

Gewohnheitsrechte sind ungeschriebene Rechtsgebräuche. Infolge langjähriger Befolgung durch die Behörden und Anerkennung durch Behörden und betroffene Private erlangen diese als ungeschriebenes Rcht dieselbe Geltung wie Rechtsnormen. Gewohnheitsrecht, das geschriebenem Recht widerspricht, ist nichtig.

Richterrecht entsteht durch gleichartige Erledigung einer Vielzahl konkreter Fälle durch Gerichtsbehörden.

2.V Geltung der Gesetze

Räumliche Geltung: Es gilt das Territorialsprinzip. Öffentliches Recht gilt nur in dem Gemeinwesen, das es erlassen hat. Ausnahmsweise kann ein Staatsvertrag anderes vorsehen. Das in der Sache zuständige Gemeinwesen wendet sein Recht an. Z.B. Recht des Wohnsitzes (bei Einkommensteuer für Schweizer), Recht des Arbeitsorts (bei Einkommensteuer für Ausländer).

Zeitliche Geltung. Unbefristete Erlasse werden durch Erlasse höherer oder gleicher Stufe aufgehoben (formell durch ausdrückliche Aufhebung durch den neuen Erlass, materiell durch Feststellung eines inhaltlichen Widerspruchs zwischen dem neuen und dem alten Erlass). 

Intertemporales Recht (Übergangsrecht): Was gilt wenn eine gesetzliche Regelung fehlt? Massgebend ist der Zeitpunkt der Entscheidfällung und des Erlasses der ersten Verfügung. Immer massgebend ist der Grundsatz von Treu und Glauben: Die Behörden dürfen ein Verfahren nicht verschleppen und damit die Anwendung des neuen Rechts herbeiführen.

Rückwirkung: Echte Rückwirkung liegt vor, wenn neues Recht auf einen Sachverhalt angewendet wird, der sich abschliessend vor Inkrafttreten des neuen Rechts verwirklicht hat 

-->unzulässig, vorallem wenn sie den Bürger belasten (es gibt aber Ausnahmen)!

Unechte Rückwirkung liegt vor, wenn neues Recht auf zeitlich offene (nicht abgeschlossene) Dauersachverhalte angewendet wird (z.B. Erhöhung von Kanalisationsabgaben) oder wenn neues Recht auf mehrgliedrige Sachverhalte angewendet wird (z.B. neues Steuerrecht). -->zulässig. Die Folgen der unechten Rückwirkung sind immer durch Abwägung und Berücksichtigung des Verhältnismässigkeitsprinzips zu bedenken.

Vorwirkung: Positive=neues Recht wird angewendet, obwohl es noch nicht in Kraft ist-->Unzulässig. Negative=geltendes Recht wird nicht mehr angewendet, obwohl das neue noch nicht in Kraft ist, z.B. Planungszonen, Bauverbot.

Rechtsanwendung: 



Adressaten 




Gegenstände / Sachverhalt

Rechtsnorm:
generell (unbestimmt, offen)

abstrakt (unbestimmt,offen)

Einzelakt:
individuell (bestimmt/bestimmbar)
konkret (bestimmt)

Rechtssatz ist die generell-abstrakte Norm. 

Einzelakt ist eine Anordnung, mit der Gesetze auf einen Einzelfall angewendet werden (Einzelfallentscheid). Er ist individuell-konkreter Art.

Rechtsanwendung ohne Einzelakt: z.B. Strassenverkehrsregeln, werden von den Verkehrsteilnehmern direkt angewendet.

Rechtsanwendung mit Einzelakt: Die meisten Gesetze, die Verwaltungsaufgaben regeln, brauchen förmliche Einzelfallentscheide. Der klassische Rechtssatz besteht auf Tatbestand und Rechtsfolge (Konditionalnorm). Bsp: Können sich die Eigentümer über die Ordnung der Rechtsverhältnisse innert Frist nicht einigen, so sind baurechtliche Bewilligungen zu verweigern.
Die Anwendung des Rechtssatzes bedeutet erstens die Prüfung, ob ein Sachverhalt den gesetzlichen Tatbestand erfüllt, und zweitens die Anordnung der Rechtsfolge.

2.VI Gesetzgebungsverfahren (Die Rechtssetzung)

Neu zu erlassendes Recht hat Bedacht zu nehmen auf Vorhandenes und auf Vorgegebenheiten. Beispiele: Natur, Bedürfnisse, Kultur, Tradition, Rechtüberzeugung...

Neu zu erlassendes Recht muss das schon geltende Recht berücksichtigen, sich einfügen im Interesse der Harmonisierung der Rechtordnung (wobei geltendes Recht seinerseits an das Neue angepasst werden kann). Ausserdem muss eine Erlassform (Gesetz, Verordnung) gewählt werden (Problembereiche: z.B. Flexibilitätsbedürfnisse) und der Erlass muss äusserlich gestaltet werden (Einleitung, Geltungsbereich, etc).

3. Teil: Das Recht der Verträge

3.IV Das Rechtsgeschäft

Ein Rechtsgeschäft ist eine Willenserklärung (=Willensäusserung) eines Privaten, die eine rechtliche Wirkung zum Ziel hat. Rechtsgeschäfte können nach dem Tatbestand in einseitiges Rechtsgeschäft, Vertrag und Beschluss eingeteilt werden.

Einseitiges Rechtsgeschäft besteht aus einer einzigen Willenserklärung, z.B. Testament, Erteilung einer Vollmacht.

Der Vertrag besteht im Austausch (zwei oder mehr) übereinstimmender Willenserklärungen (von zwei oder mehreren Rechtssubjekten (Parteien)).

Einseitiger Vertrag: nur eine Partei muss eine Leistung erbringen, z.B. Schenkung.

Zweiseitiger Vertrag(2): Unvollkommen zweiseitig=eine Partei erbringt die Hauptleistung, die andere übernimmt aber ebenfalls Pflichten, z.B. zinslose Darlehen. Vollkommen zweiseitig=die Vertragspartner schulden sich gegenseitig Leistungen (Gegenleistungen), z.B. Ware gegen Geld, Kredit gegen Zins (beim entgeltlichen Darlehen), Dienstleistung gegen Honorar.

Der Beschluss ist zwei- oder mehrseitiges Rechtsgeschäft (jedoch kein Vertrag), das dazu dient, eine einheitliche Entscheidung in einer gemeinsamen Angelegenheit zu treffen, z.B. Vereinsbeschluss.

3.V Der Vertrag

Der Vertrag ist ein Rechtsgeschäft, be dem durch Austausch übereinstimmender Willenserklärungen (=Willensäusserungen) der Vertragsparteien Rechte und Pflichten begründet werden. 

Zum Abschluss eines Vertrags braucht es einen Antrag (=erste Willenserklärung) und eine Annahme (=zweite Willenserklärung).

Der Antragssteller ist an seinen Antrag (=Offerte) gebunden. Mit der Annahme (=Akzept) des Antrages entsteht der Vertrag.

Ensteht zwischen den Vertragsparteien Streit, weil deren Vorstellungen nicht übereinstimmen oder die Erklärung lückenhaft war, so kommt es zur Vertragsauslegung. Ziel der Vertragsauslegung: Erhellung der unklaren Willensäusserung. Es wird abgeklärt, ob überhaupt ein Vertrag zustande gekommen ist, ob ein wesetlicher Irrtum vorliegt, wer der Adressat der Willensäusserung ist oder auch der Erklärungsinhalt. Bei der Vertragsauslegung wird nach dem Vertrauensprinzip vorgegangen, d.h. Willenserklärungen sind so auszulegen, wie ihr Empfänger sie verstehen durfte und musste.

3.VI Mängel beim Vertragsabschluss

Willensmängel sind Irrtum, Absichtliche Täuschung und Drohung. Der Vertrag ist für denjenigen unverbindlich, der von einem Mangel beim Vertragsabschluss betroffen ist.

4. Teil: Sachenrecht

4.I Besitz

Besitz ist die tatsächliche Herrschaftsgewalt über eine Sache. Besitz erfordert einerseits ein äusseres Element, die tatsächliche Innehabung der Herrschaftsgewalt, sowie ein inneres Element, den Willen, eine Sache zu besitzen.

Bedeutung im öffentlichen Recht: Der Besitzer einer Sache ist auch deren Eigentümer. Im öffentlichen Recht spielt der Besitz insbesondere bei Gebrauch von Sachen (z.B Plätze und Seen), welche im öffentlichen Eigentum stehen, eine zentrale Rolle. Benutzer (und somit de facto auch "Besitzer") sind jedoch die Privaten, welche die Sachen effektiv auch gebrauchen.

Erwerb: z.B. beim Auto: Schlüssel und Wille.

Verlust: z.B. wenn man den Autoschlüssel auf der Strasse verliert, ist man bereits nicht mehr Besitzer. (hier ist meiner Ansicht nach Besitzer nicht gleich Eigentümer)

Arten von Besitz: selbständiger Besitz (man ist Eigentümer), unselbständiger Besitz (man muss die Sache zurückgeben, z.B Miete einer Wohnung), Mitbesitz (zwei Personen haben die Schlüssel zu einem Weinkeller) und Gesamtbesitz (Türe zum Weinkeller hat Doppelschloss, so dass man nur zusammen mit beiden Schlüsseln eintreten kann).

Rechtsschutz (3): Selbstschutz (Beim Sachenrecht: Jeder Besitzer darf sich gegen verbotene Eigenmacht mit Gewalt erwehren, jedoch nur unmittelbar an die Störung anschliessend. Bsp: ich darf einem Dieb mein soeben geklautes Fahrrad weggnehmen und ihn dazu schlagen :) , aber nur wenn ich ihn unmittelbar erwische und ich muss sofort handeln...), Besitzesschutzklage (es wird nur danach gefragt, wer effektiv Besitz an der Sache hat), Besitzesrechtsklage (der Besitzer sei auch Eigentümer, d.h. ich kann mein Velo vom neuen Besitzer (=Dieb) zurückverlangen und muss lediglich meinen früheren Besitz (nicht Eigentum) beweisen).

4.II Eigentum

Das Eigentum ist die vollumfängliche und umfassende Sachherrschaft mit absoluter Ausschlusswirkung gegenüber Dritten.

Bedeutung im öffentlichen Recht: Baurecht, Enteignungsrecht, Benützung von öffentlichem Grund.

Baurecht: z.B. Bauverbot auf Eigentum, um zu bauen muss Baubewilligung eingeholt werden. Enteignungsrecht: z.B. Bau einer Nationalstrasse-->Landstück wird Bauer weggenommen. Er hat Anspruch auf Entschädigung. Benützung von öffentlichem Grund: z.B. Bellevue-Platz wird von Menschen benutzt, denen er gar nicht gehört (nicht ihr Eigentum)

Erwerb: Beim originären Eigentumserwerb wird am Gegenstand direkt, ohne dass ein eventueller Veräusserer seine Zustimmung geben müsste, Eigentum erworben.

Beispiele: Aneignung, Verarbeitung, Verbindung und Vermischung, Ersitzung.

Beim derivativen Erwerb von Eigentum wird das Eigentum vom vorgängigen Eigentümer auf den Erwerber übertragen (traditio). Dazu bedarf es einerseits eines gültigen Grundgeschäfts (causa) und anderseits der Übertragung des Besitzes an der Sache auf den Erwerber. Gültiges Grundgeschäft=obligatorisches Rechtsgeschäft, frei von Mängeln. Besitzübertragung=dem Erwerber das Eigentum an der Sache zu übertragen.

Verlust: Besitz an Sache aufgegeben / verloren ist nicht automatisch gleich Verlust der Eigentümerstellung, z.B Firmen, die Autos vermieten. Beim Verlust des Eigentums ist ein Rechtsgeschäft gefordert, welches manifestiert, dass diese Stellung aufgegeben werden soll.

Rechtsschutz (2): Eigentumsklage=nichtbesitzenden Eigentümer gegen besitzenden Nichteigentümer; hat zum Ziel dem Eigentümer den unmittelbaren Besitz zu übertragen. Eigentumsfreiheitsklage=Die Klage dient dem Eigentümer zur Abwehr von unerwünschten Einwirkungen von allfälligen Störern.

4.III Typen von Eigentum

Miteigentum: Mehrere Personen haben eine Sache gemeinsam zum Eigentum. Man kann seinen Anteil ohne Zustimmung der anderen Miteigentümer verkaufen.

Gesamteigentum: Mehrere Personen sind ebenfalls Eigentümer ein- und derselben Sache. Nur alle Gesamteigentümer zusammen können über die Sache entscheiden.

4.IV Beschränkte dingliche Rechte

Dingliche Rechte sind absolute Rechte, d.h. sie können als Abwehrrechte gegenüber jedermann geltend gemacht werden, und nicht nur wie obligatorische Rechte gegenüber dem Vertragspartner.

Bedeutung im öffentlichen Recht: Beispiele: Baurechte, Quellenrechte, Wegrechte, Nichthöherbaurecht. Behörden haben bei der Erteilung einer Baubewilligung beschränkte dingliche Rechte ebenso wie Private zu beachten.

Drei Arten von beschränkten dinglichen Rechten: Dienstbarkeiten, Grundlasten und Pfandrechte.

4.V Dienstbarkeiten

Grundsätzlich soll sich der Eigentümer darauf verlassen können, dass er sein Recht uneingeschränkt ausüben kann. Es gibt aber Ausnahmesituationen. Beispiel: Ein Grundstück kann nur über ein anderes Grundstück erreicht werden. Das Grundstück das diesem "im Weg" steht, gewährleistet dem anderen ein Wegrecht.

Personaldienstbarkeit: Belastung eines Grundstücks nicht zu Gunsten eines anderen Grundstücks, sondern zu Gunsten einer Person. Beispiel: Belastung eines Grundstücks zu Gunsten der Allgemeinheit, z.B durch Fussgänger (Passagen).

4.VI Pfandrechte

Die Pfandrechte sind dingliche Verwertungsrechte mit Sicherungsfunktion. Sie gewähren kein Recht zum unmittelbarn Gebrauch. Durch das Pfandrecht an einer Sache wird ein Forderung gesichert.

Bedeutung im öfffentlichen Recht: Baurecht, z.B Häuser mit Hypotheken.

Arten (2): Grundpfandrechte (Forderung durch ein Grundstück ist gesichert, z.B. Student erbt Grundstück. Er kann bei der Bank ein Dahrlehen aufnehmen und dieses durch das Grundstück sichern lassen.) und Fahrnispfandrechte (Es geht um mobile Sachen, z.B. einen Diamantring belehnen können.)

5. Teil: Die Behörden des Staates

5.I Die Gewaltenteilung

Die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit des Staates beruht auf der Organisation von Behörden. Verschiedene Funktionen sollen auf verschiedene Behörden verteilt werden, damit die Maht des Staates gegenüber Privaten gehemmt wird. Gewaltenteilung ist die Teilung der Staatsgewalt zur Machthemmung und zur Vermeidung von Machtkonzentrationen. Legislative, Exekutive und Judikative.

organisatorische Gewaltenteilung: gesonderte Organe: Parlament (Legislative), Regierung/Verwaltung (Bundesrat, Regierungsrat; also die Exekutive) und Gericht (Judikative).

personelle Gewaltenteilung: Niemand soll gleichzeitig mehr als einem Staatsorgan angehören. Ausnahme: Angehörige der kantonalen Verwaltung (Beamte der "Exekutive") dürfen Mitglieder des Kantonsparlaments sein.

funktionelle Gewaltenteilung: Ausrichtung der Organe auf ihre spezifischen Funktionen (Spezialisierung). Diese Funktionen sind: Rechtssetzung (Legislative), Rechtsanwendung (Exekutive), Rechtssprechung (Judikative).

5.II Das Parlament

Das Parlament des Bundes (=die Bundesversammlung), besteht aus zwei Kammern, dem Nationalrat (=Vertretung des Volkes) und dem Ständerat (=Vertretung der Kantone). Die Kammern sind gleichberechtigt. Nationalrat: 200 Abgeordnete. Die Sitze werden unter den Kantonen im Verhältnis zu ihrer Wohnbevölkerung verteilt (mind. ein Sitz pro Kanton). Ständerat: 46 Abgeordnete, wobei jeder Kanton zwei, jeder Halbkanton einen Abgeordneten (nach kantonalem Recht) wählt.

Zuständigkeiten des Parlaments (Bund): Rechtssetzung, Völkerrechtliche Verträge, Wahl-, Finanz-, Kontrollekompetenzen, Verwaltungsaufgaben, Rechtssprechung, Aussenpolitische Kompetenzen...

5.III Regierung und Verwaltung

Die Regierung besteht aus sieben Bundesratsmitgliedern und trägt als Kollegium die Verantwortung für die Erfüllung der Regierungsaufgaben (=Kollegialsystem). Zugleich steht jedes Regierungsmitglied einem Departement vor und die Geschäfte der Regierung werden nach Departementen unter die einzelnen Mitglieder verteilt (=Departementalsystem). Die Regierung gehört zur Verwaltung (Bsp. UVEK); sie ist die Spitze davon. Bundesratsmitglieder werden von der Bundesversammlung gewählt. (Die kantonalen Regierungsräte vom Volk.) Ein Bundesrat darf weder der Bundesversammlung angehören, noch eine andere Beamtung bekleiden, noch einen anderen Beruf oder ein Gewerbe betreiben.

Zuständigkeiten der Regierung: Der Bundesrat ist die oberste leitende und vollziehende Behörde. Beispiel Bund (4): Regierung als Funktion (Allgemeines, innen- und aussenpolitische Kompetenzen), Verwaltung (Umsetzung des Bundesrechts, Finanzhaushalt,etc), Rechtssetzung (Mitwirkung bei Gesetzgebung, Verordnungsrecht!!!), Rechtsprechung (z.B. Entscheid über Verwaltungsbeschwerden).

5.IV Die Gerichte

Die Gerichte sind von den beiden anderen Staatsorganen unabhängig (betrifft Urteilsfällung); sie sind nur dem Gesetz unterworfen. Drei Gerichte: Zivilgericht, Strafgericht und Verwaltungsgericht. Die Gerichtsbarkeit ist in erster Linie Sache der Kantone. Das Bundesgericht ist oberste Instanz der Rechtspflege, soweit sie in den Bereich des Bundes fällt.

6. Teil: Das Staatsgebiet

6.I Staatsgebiet

Staatgebiet (Territorium) ist der Bereich des Staates, in dem er seine Hoheitsgewalt enfalten kann. Die Wirkung seines Rechts macht an seinen Grenzen Halt. Sein Recht gilt für alle Sachverhalte, die sich auf seinem Gebiet verwirklichen (Territorialitätsprinzip). Wie weit reicht die staatliche Herrschaftsmacht in der Vertikalen? In Bezug auf die Horizontale: Wie weit reicht das Staatsgebiet ins Meer hinaus? Wie weit ist eine äussere Begrenzung der Küstengewässer zu ziehen? Ausser der 12 Seemeilen-Zone, die für die Bemessung des Staatsgebiets massgeben ist, wird eine besondere Wirtschaftszone von 200 Seemeilen begründet, in der die Meeranrainerstaaten das ausschliessliche Recht zur wirtschaftlichen Ausbeutung (einschliesslich Fischfang) haben.

Der Bestand der Kantone ist gewährleistet. Die BV muss z.B bei Abtrennung eines Kantons vom Bund oder Schaffung neuer Kantone geändert werden.

6.II Staatsangehörigkeit und Bürgerrechte

Die drei Bürgerrechte (Schweizer-, Kantons- und Gemeindebürgerrecht) bilden eine Einheit; es werden alle drei Bürgerrechte erworben. Das Schweizer Bürgerrecht kann verstanden werden: als Status einer Zugehörigkeit zu einem Staatswesen, als Komplex von Rechten (z.B. Niederlassungsfreiheit, Verbot der Ausweisung) und Pflichten (z.B. Wehrpflicht), von Gesetzes wegen (z.B. durch Heirat), durch behördlichen Entscheid (z.B Einbürgerung).

6.III Politische Rechte

Die politischen Rechte des Bundes umfassen das Stimm- und Wahlrecht. 

Wahl des Nationalrats: Unvereinbarkeit bedeutet, dass sich der Betroffene nach der Wahl entscheiden muss, welches Amt er führen will. Die Nationalratswahlen sind grundsätzlich Proportionalwahlen. Die Nationalratswahlen werden von den Kantonen durchgeführt. Zunächst müssen der Kantonsregierung die Wahlvorschläge eingereicht werden. Die bereinigten Wahlvorschläge heissen Listen.

Referendum bedeutet das Unterstellen eines vom Parlament verabschiedeten Erlasses unter die Volksabstimmung. Obligatorisches (zwingendes) Referendum bei Verfassungsänderungen, dringlich erklärten Bundesgesetzen, die in der BV keine Grundlage finden und Staatsverträge, die den Beitritt zu Organisationen der kollektiven Sicherheit beinhalten. Fakultatives Referendum: Die Durchführung setzt die Sammlung von mindestens 50'000 Unterschriften von Stimmberechtigten oder das Begehren von acht Kantonen voraus. Z.B. Bei unbefristeten/unkündbaren Staatsverträgen, bei Bundesgesetzen. Zur Annahme notwendig ist beim fakultativen Referendum unterstellt nur das Volksmehr. Die Referendumsfrist beträgt 100 Tage.

Kein Referendum besteht im Bund gegenüber Verwaltungsakten, z.B. Finanzbeschlüssen oder Projektgenehmigungsbeschlüssen. 

Volksinitiative: Eine Minderheit Stimmberechtigter kann mit einem Volksinitiativbegehren den Erlass eines Gesetzes durch den Gesetzgeber anregen. Erst wenn dei Anregung von der Mehrheit der Stimmberechtigten angenommen worden ist, handelt es sich um eine Volksinitiative an die Behörden. Notwendig sind die Unterschriften von mindestens 100'000 Stimmberechtigten. Die Volksinitiativen müssen im Bund die Voraussetzung der Einheit der Materie (sachlicher Zusammenhang) und der Einheit der Form (entweder als allgemeine Anregung oder als ausgearbeiteter Entwurf) erfüllen. In den Kantonen muss jede Initiative mit dem höherrangigem Recht (insbesondere mit dem Bundesrecht) vereinbar sein.

Rechtspflege: Es sind verschiedene Arten von Beschwerden im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen möglich, wobei die Kantonsregierung als erste Instanz entscheidet (ihre Entscheide sind weiterziehbar). Bund: Stimmrechtsbeschwerde, Abstimmungsbeschwerde und Wahlbeschwerde.

7. Teil: Föderalismus

7.I Bund - Kantone - Gemeinden

Das Prinzip der mehreren Ebenen: Der föderalistische Staat (Bundesstaat) ist dadurch gekennzeichnet, dass er aus Teilen (Bund, Kantone und Gemeinden) besteht, die in bestimmten Sachbereichen autonom sind. Subsidiaritätsprinzip: Die Lösungen sollen möglichst im besser überschaubaren Rahmen getroffen werden, d.h. im kleinen Rahmen (Gemeinde). Erst wenn die Materie die Grenzen der Gemeinden übersteigt, soll auf die Kantone zurückgegriffen werden, z.B bei Kantonsstrassen, Abwasserreinigungsanlagen, Deponien. Nur die Aufgaben, welche die Möglichkeiten und Interessen der Kantone übersteigen, sind dem Bund zu übertragen.

Bund=Zentralstaat. Kantone=Gliedstaaten. Der Bund hat nur die Befugnisse die ihm von der BV gegeben werden.

Kantone: Volk und Gebiet sind ihnen eigen, doch fehlt die volle Staatsgewalt im Sinne der Souveränität, d.h. der Unabhängigkeit vom Staatswillen. Durch ihre vollständige Behördenorganisation, ihre Aufgabenautonomie und ihre Finanzhoheit kommt den Kantonen Staatlichkeit zu. Sie sind nicht blosse Selbsverwaltungskörper wie die Gemeinden. Sie bilden den Bund.

Gemeinden: In den Kantonsverfassungen (nicht vom Bundesrecht) wird die Gemeindeautonomie garantiert; ihre Garantie wird vom Bundesgericht angenommen. Das kantonale Recht ist allein massgebend für den Bestand und die Aufgabenordnung der Gemeinden. Gemeinden sind selbstständige Gebietskörperschaften mit juristischer Persönlichkeit, die Aufgaben in eigener Verantwortung wahrnehmen und über eigene Organe verfügen. Mitglieder sind die im Gebiet der Gemeinde wohnhaften Personen. Funktion: öffentliche Aufgaben von lokaler Bedeutung wahrnehmen. In diesen Bereichen gilt Gemeindeautonomie. Gemeiden sind auch Instrument der Machthemmung und damit der Gewaltenteilung. Die Gemeinde ist kein "Staat"; ihre Rechtsordnung beruht nicht auf eigenem, sondern auf fremdem (kantonalem) Recht.

Zusammenwirken: Die Entwicklung des Föderalismus zeigt die Stärkung des Bundes durch Vermehrung der Bundeskompetenzen, die Verflechtung der Zuständigkeiten von Bund und Kantonen und zahlreiche Einflussmöglichkeiten des Bundes auf die Aufgabenerfüllung der Kantone durch finanzielle Leistungen. Die Bereiche, in denen die Kantone volle Autonomie geniessen, werden immer weniger. Mitwirkung der Kantone an der Willensbildung des Bundes, bei der Umsetzung von Bundesrecht, durch Standesinitiative,...

Kontrolle: Bund hat Aufsicht über die Kantone, d.h. er hat die Aufgabe die Durchführung und Einhaltung des Bundesrechts zu überwachen. Die Aufsicht betrifft die Rechtssetzung und Verwaltung (nicht die Rechtssprechung). Aufsichtsbehörde ist der Bundesrat. Vereinzelt übt die BV Kontrollen aus. Mittel der Bundesaufsicht sind z.B. Weisungen und Aufhebung von Verfügungen.

Mitwirkung der Kantone im Bund: Obligatorische Referenden (Kantone müssen in ihrer Mehrheit einer Vorlage des Bundes zustimmen = Ständemehr) bei Verfassungsänderungen und dringlichen Bundesgesetzen, die sich nicht auf die Verfassung stützen. Initiativrecht: Die Standesinitiative ist nur ein Antrag an die BV. Lehnt diese sie ab, so ist die Sache erledigt. Es kommt nicht zur Volksabstimmung wie bei einer Volksinitiative. Referendumsrecht: Es braucht acht Kantone (z.B. Gesetzesreferendum). Wahl der Ständeräte: Ständeratswahlen sind kantonale Wahlen, sie unterliegen dem kantonalen Recht. Wahlorgan ist das Volk. Interkantonale Zusammenarbeit: Verträge zwischen den Kantonen sind zulässig und anerkannte Rechtsquelle. Sie dürfen dem Recht und den Interessen des Bundes sowie den Rechten anderer Kantone nicht zuwiderlaufen.

Kanton und Gemeinde: Die Gemeinden sind zunächst in der Kantonsverfassung erwähnt; festgelegt werden in der Regel beim kantonalen Recht Grundsätze der Rechtsstellung, des Bestandes und der Organistion der Gemeinden. Konkretisierungen finden sich im kommunalen Recht, dem Gemeinderecht. (Regelungen der Aufgabenwahrnehmung in bereichsspezifischer Gesetzgebung, z.B Baugesetz.) Arten von Gemeinden: Einwohnergemeinde (Mitglieder sind alle im Gebiet der Gemeinde wohnenden Personen), Bürgergemeinden, Kirchgemeinden und Spezialgemeinden (z.B Schulgemeinden). Gemeindeautonomie = Das Recht zur eigenen Gesetzgebung und zur Selbstverwaltung. Die Gemeindeautonomie wird durch das kantonale Recht bestimmt und gewährleistet. Das kantonale Recht (Verfassungs- und Gesetzesrecht) umschreibt verbindlich die Bereiche, in denen die Gemeinden und wieweit sie autonom sind. Der Kanton hat die Gemeindetätigkeit auf ihre Übereinstimmung mit den Rechten des Bundes, des Kantons, aber auch der Gemeinde zu überprüfen. Pflicht der Kantone ist auch die Koordination zwischen den Gemeinden. Die Aufsicht des Kantons liegt beim kantonalen Regierungsrat. Wichtigstes Aufsichtsmittel ist die Genehmigung von kommunalen Geschäften. Weitere Aufsichtsmittel sind Richtlinien des Kantons (Verwaltungsverordnungen), die vor allem im nicht-autonomen Bereich der Gemeinde vorkommen.

Zusammenarbeit der Kantone und Gemeinden: Interkantonale Vereinbarungen (= Verträge zwischen Kantonen) und Interkommunale Vereinbarungen (zwischen Gemeinden).

8. Teil: Völkerrecht

8.II Völkergewohnheitsrecht

Das völkerrechtliche Gewohnheitsrecht stellt Regeln auf, die für ein friedliches Zusammenleben der Staatengemeinschaft nötig sind. Dazu gehört z.B. das Recht der guten Nachbarschaft. Das allgemeine Völkerrecht dient auch der Lückenfüllung von Staatsvertragsrecht.

8.III Staatsvertragsrecht

Internationale Staatsverträge sind Verträge zwischen Staaten im internationalen Rechtsbereich. Sie haben völker- und landesrechtliche Verbindlichkeit. Das Recht von Verträgen, die self executing sind, muss nicht in das schweizerische Landesrecht transformiert werden, z.B. die Europäische Menschenrechtskonvention. Non self executing ist z.B. das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen GATT, dessen Regeln durch Bundesgesetze umgesetzt werden müssen.

Internationale Organisationen: Z.B. Die Vereinten Nationen (UNO). Zweck der UNO: Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, Achtung der Menschenrechte, Förderung der internationalen Zusammenarbeit, etc... Oder z.B. GATT/WTO. Zweck der WTO (Welthandelsorganisation zur Durchführung des GATT): Öffnung des Zugangs zu den Märkten, Schaffung einer globalen Handelsordnung.

8.V Abschluss internationaler Staatsverträge im Bund

Die Kompetenz zum Abschluss von internationalen Staatsverträgen liegt beim Bund. Der Beitritt der Schweiz zu internationalen Verträgen kommt in folgendem Verfahren zustande: 1. Ausarbeitung des Vertragstextes (durch Beamten der beteiligten Staaten), 2. Unterzeichnung des Vertrags (durch den Vertreter des Bundesrats - für andere Staaten die Regierungen), hat aber noch keine Rechtswirkung. 3. Ratifikationsermächtigung: Parlament erlaubt der Regierung den Vertrag zu ratifizieren (er gilt).

Zwingendes Völkerrecht geht der BV vor. Der Staatsvertrag geht dem Verordnungsrecht des Bundes und sämtlichem kantonalen Recht vor.

9. Teil: Die Umsetzung der Gesetze

9.II Auslegung der Gesetze

Verwaltungsgesetze müssen ausgelegt werden sowohl in ihrer Anwendung auf den Einzelfall als auch für ihre Konkretisierung durch die Verordnung.

Allgemeine Auslegungsmethoden: In der Schweiz hat keine der drei Amtssprachen Deutsch, Französisch, Italienisch Vorrang. Grammatikalische Auslegung: Gefragt wird nach der grammatikalischen Bedeutung einer gesetzlichen Wendung. Teleologische Auslegung: ...Zweck eines Gesetzes. Zeitgerechte (geltungszeitliche) Auslegung: ..., welcher Sinn einer Rechtsnorm in der heutigen Zeit gegeben werden soll. Systematische Auslegung: ..., welche Bedeutung der Stellung einer Vorschrift innerhalb des Gesetzes zukommt. Historische Auslegung: ... Sinn, den der damalige Gesetzgeber einer Vorschrift gegeben hat.

Formale Auslegungsmethoden dienen nicht der Wertung, sondern enthalten rein formale Elemente, sind aber gerade daher nur beschränkt verwendbar. Dazu gehört (4): spezielles Gesetz vor allgemeinem Gesetz, späteres Gesetz vor früherem Gesetz, Umkehrschluss (= qualifiziertes Schweigen, d.h. Tatbestände, die der Wortlaut des Gesetzes nicht ausdrücklich enthält, werden von der Regelung nicht erfasst.) und Analogieschluss (Gegensatz zum Umkehrschluss; extensive Auslegung: Der Sachverhalt wird vom Wortlaut zwar nicht erfasst, wohl aber vom Sinn und Zweck des Gesetzes. Bsp: Regeln über Dachaufbauten gelten auch für Dacheinschnitte.)

Verfassungskonforme Auslegung: Wenn allgemeine und spezielle Auslegung zu keinem eindeutigen Ergebnis führen, sind die Normen und Grundentscheidungen der Verfassung beizuziehen.

Lückenfüllung: Eine Rechtsnorm gibt auf eine bestimmte Frage keine Antwort. Zunächst ist durch Auslegung zu klären, ob qualifiziertes Schweigen vorliegt. Ist dies nicht der Fall, so ist durch Auslegung eine vertretbare Lösung zu suchen. Lückenfüllung ist also Ergänzung des Gesetzes.

9.IV Unbestimmte Gesetzesbegriffe und Ermessen

Der Gesetzgeber muss mit Hilfe der Regelungstechnik Lösungen ermöglichen, die dem Einzelfall gerecht werden. Sogenannte offene Normen dienen dieser Einzelfallgerechtigkeit.

Unbestimmte Gesetzesbegriffe: Die Gesetzesvorschrift umschreibt die Voraussetzungen der Rechtsfolge oder die Rechtsfolge selbst in offener, unbestimmter Weise ("Eignung", "schwerer Fall", "öffentliches Interesse"). Es handelt sich um offene Formulierungen.

Ermessen bedeutet Entscheidungsspielraum der Verwaltungsbehörden. Zwei Arten: Entschliessungsermessen (ob; Soll eine Rechtsfolge eintreten?) und Auswahlermessen (wie; Welche Rechtsfolge soll eintreten? Welche Massnahmen?). Ob Ermessen vorliegt, ist Rechtsfrage, durch Auslegung zu ermitteln.

Beispiele: "Wird eine verschiedenen Bauzonen zugeteilte Parzelle einheitlich überbaut, so kann die Bewilligungsbehörde die Vorschriften der höheren Zone auf die ganze Bebauung anwenden.": Ermessen. "Die Bewilligungsbehörde kann ausserhalb der Randzone Gebäude bis zur zonenmässigen Gebäudehöhe zulassen, namentlich um eine bessere Überbauung mit vermehrten Freiräumen zu schaffen.": Ausnahmebewilligung.

Ermessen heisst nicht völlige Freiheit der Behörden, sondern pflichtgemässes Ausfüllen des Beurteilungs- oder Entscheidungsspielraums. 

10. Teil: Aufgaben des Staates

10.I.4 Arten von Bundeskompetenzen

Auschliessliche Bundeskompetenz bedeutet, dass der Bund von der Kompetenzübertragung durch die BV an die alleinige Zuständigkeit hat, z.B Kernenergie.

Konkurrierende Bundeskompetenz bedeutet, dass der Bund die kantonale Zuständigkeit nicht schon mit der Kompetenzübertragung durch die BV auf ihn, sondern erst dann verdrängt, wenn der Bundesgesetzgeber die Kompetenz konkretisiert hat. Der Bund kann entscheiden, wieviel dieser Kompetenz er den Kantonen lassen will. Konkurrierende Bundeskompetenzen sind die häufigste Art, z.B Gewässerschutz, Schifffahrt, Umweltschutz...

Parallelkompetenzen: Bund und Kanton besitzen gleichartige Zuständigkeiten, z.B. Einrichtung und Führung von Hochschulen, Besteuerung der Einkommen.

Grundsatzkompetenz des Bundes: Der Bund besitzt die Zuständigkeit zur Rahmen- oder Grundsatzgesetzgebung. Er hat keine umfassende Gesetzgebungskompetenz. Kriterien zur Festlegung einer Grundsatzkompetenz (3): Föderative Gesetzgebung (Die Bundes- und Kantonsgesetzgebung sollen sich ergänzen. Der Bund nimmt vor allem die Koordination wahr.), Subsidiaritätsprinzip und Mindest- oder Höchstvorschriften des Bundes (Der Bund kann den Kantonen Rechtssetzungsaufträge erteilen; besonders Wichtiges ist jedenfalls durch den Bund zu regeln. Grundsatzgesetzgebungskompetenzen des Bundes z.B.: Raumplanung, Wasserhaushalt, Nutzung einheimischer und erneuerbarer Energien,...)

10.II Grundsätze der Aufgabenwahrnehmung

Gesetzliche Grundlage: Es braucht eine klare Grundlage im Gesetz bei schweren Eingriffen, sonst genügt auch eine offene Gesetzesvorschrift und eine sich darauf abstützende Verordnung. Schwere Eingriffe: Enteignung, Bauverbot, Einweisung von Land in die Zone für öffentliche Bauten. Keine schweren Eingriffe: Beschränkung des Nutzungsmasses (Ausnützungsziffer), Änderung oder Beschränkung der Nutzungsart eines Grundstücks, Festlegung einer Baulinie.

Öffentliches Interesse: Der Staat darf in der Gesetzgebung und in der Gesetzanwendung Massnahmen ergreifen, die im öffentlichen Interesse liegen. Gefragt wird nach dem Ziel und Zweck einer staatlichen Massnahme (z.B. der Einführung einer Bewilligungspflicht, der Erlass von Geboten und Verboten, etc.).

Drei Arten von öffentlichen Interessen: Polizeilich (Gefahrenabwehr, z.B. Umweltschutz), Sozialpolitisch (Förderung, Gestaltung, z.B. Raumplanung, Energiepolitik), Wirtschaftspolitisch (Beeinträchtigung der Wettbewerbswirtschaft, z.B Förderung bestimmter Berufszweige).

Verhältnismässigkeit: Gefragt wird nach den Mitteln, die zur Verfolgung eines bestimmten Ziels benötigt werden bzw. eingesetzt werden sollen. Die Mittel müssen folgenden Anforderungen genügen (Reihenfolge ist Abfolge der Prüfungsschritte):

1. Eignung: Eine Massnahme muss geeignet, tauglich sein, den angestrebten Erfolg zu erzielen, das anvisierte Ziel zu erreichen. Zwecktauglichkeit.

2. Notwendigkeit: Der Eingriff darf in sachlicher, personeller, räumlicher und zeitlicher Hinsicht nicht weiter gehen als notwendig. Es darf kein milderes Mittel zur Verfügung stehen, um das Ziel zu erreichen. Zweckangemessenheit, z.B. Polizeimassnahmen haben sich nur gegen den Störer zu richten; Landschaftsschutzmassnahmen sollen nur die schützenswerten Objekte erfassen.

3. Zumutbarkeit: Der Eingriff muss zur Bedeutung des angestrebten Ziels angemessen sein (Ziel-Mittel-Relation). Das Gewicht des verfolgten Zwecks wird mit der Schwere des Eingriffs verglichen.

Rechtsgleichheit: Materiale Gleichbehandlung und Willkürverbot. 

Materiale Gleichbehandlung: Gleiches ist nach Massgabe seiner Gleichheit gleich, Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu behandeln. Bsp: Kein Verstoss liegt bei der Ungleichbehandlung von Kantonseinwohnern und Auswärtigen in der Benützung von öffentlichen Einrichtungen vor (da Kantonseinwohner und Auswärtige nicht gleich sind), unzulässig ist aber die Ungleichbehandlung von Kantonseinwohnern verschiedener Staatsangehörigkeit (CHer und Ausländer sind hier gleichzusetzen, da es um den Begriff Kantonseinwohner geht und nicht um die Staatsangehörigkeit).

Willkürverbot: Willkür ist qualitfizierte Unrichtigkeit eines Entscheids und offensichtliche Unhaltbarkeit des Entscheids. In der Rechtssetzung: Der Erlass lässt sich nicht auf ernsthafte sachliche Gründe stützen oder ist sinn- und zwecklos. In der Rechtsanwendung: Der Akt ist offensichtlich unhaltbar, läuft in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwider oder steht mit der tatsächlichen Situation in klarem Widerspruch.

Treu und Glauben: Der Grundsatz von Treu und Glauben enthält zwei Elemente: den Vertrauensschutz (Schutz von berechtigtem Vertrauen des Bürgers in das Verhalten der Behörden) und das Verbot widersprüchlichen Verhaltens und  des Rechtsmissbrauchs (Bindung von Behörden und Bürger). Voraussetzungen des Vertrauensschutzes sind: Vertrauensgrundlage, Vertrauen in das Verhalten der Behörde, Vertrauensbetätigung und Interessensabwägung im Einzelfall.

10.IV Verantwortlichkeit

Die politische Verantwortlichkeit (keinen rechtlichen Charakter) wird den verschiedenen rechtlichen Verantwortlichkeiten gegenübergestellt. Anlässe, die politische Verantwortlichkeit aktualisieren, sind Wahlen von Parlaments-, Regierungs- und Gerichtsmitgliedern. In Parlaments- und Volkswahlen sind auch weitere Amtsträger der politischen Verantwortlichkeit ausgesetzt (z.B. Mitglieder von Lehrerschaften).

Rechtliche Verantwortlichkeit: Übersicht über die Staats- und Beamtenhaftung und Formen der Haftung. Bei der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben durch Behörden und Beamte können Dritte oder auch der Staat selbst geschädigt werden. Kann der Geschädigte sich überhaupt am Verursacher schadlos halten? Muss sich der Geschädigte an den Staat oder an den schädigenden Beamten halten?

Verschiedene Formen der Haftung (3): Ausschliessliche Staatshaftung: Dritten gegenüber haftet ausschliesslich der Staat. Schadenersatzforderungen sind an den Staat zu richten. In der Schweiz das Üblichste. Bei diesem System stellt sich die Frage, ob in einem zweiten Schritt der Staat Rückgriff auf den fehlbaren Beamten nehmen kann. Kausalhaftung, d.h. Haftung des Staates besteht auch ohne Verschulden des handelnden Beamten, ist zulässig. 

Ausschliessliche Beamtenhaftung: Beamte haftet nur, wenn ihn ein Verschulden trifft. Primäre Beamtenhaftung, subsidiäre Staatshaftung: Der Geschädigte hat sich zunächst an den Beamten zu halten, bei Zahlungsunfähigkeit --> Staat. Beamte haftet nur, wenn ihn ein Verschulden trifft.

Teil 11: Die Grundrechte

11.I Bedeutung und Funktion von Grundrechten

Beispiele von Grundrechten: Freiheitsrechte, Eigentumsgarantie, Gleichheit Funktionen der Grundrechte: Grundrechte sind (vom Einzelnen aus) gegen den Staat gerichtet (=Abwehrrechte). Grundrechte werden aber auch als Ordnungsprinzipien aufgefasst, als programmatische Anweisungen an den Gesetzgeber zur Ausgestaltung einer Rechtsordnung.

Rechtgrundlagen von Grundrechten: Die Grundrechte erhalten ihre Geltung erst durch das Recht (Verfassung). Geschriebene Grundrechte sind im Verfassungstext enthalten. Ungeschriebene Grundrechte sind solche die nicht im Verfassungstext enthalten sind. Grundrechte werden nur auf der Grundlage des staatlichen Rechts gewährt. (Es gibt eine sogenannte Naturrechtslehre, die der Souveränität des Staates unantastbare Freiheiten der Einzelnen entgegenstellt.)

11.II Träger und Adressaten von Grundrechten

Träger von Grundrechten: Wem steht der Schutz der Grundrechte zu? Allen Menschen. Beispiele: Ausländer: Menschenrechtlich begründete Grundrechte stehen auch Ausländern zu: z.B. Wirtschaftsfreiheit, wenn der Ausländer zur Berufsausübung zugelassen ist. Minderjährige: Die persönliche Freiheit steht den Minderjährigen durchgehend zu. Rechte, die ihre Persönlichkeit betreffen, können sie selbstständig ohne Vertreter wahrnehmen. Juristische Personen: haben keine persönliche Freiheit. Sie haben Wirtschaftsfreiheit, Eigentumsgarantie,...

Öffentliche Körperschaften sind Teil des Staates, gegen dessen Eingriffe die Grundrechte Schutz bieten, sie sind daher nicht Grundrechtsträger (Ausnahme: Beamte).

Adressaten von Grundrechten: Die Grundrechte sind gegen den Staat gerichtet, folglich ist dieser Adressat der auf den Grundrechten basierenden Ansprüche. Es gibt unter Privaten oftmals die Situation, in denen nicht von einer Gleichwertigkeit der Positionen der Beteiligten ausgegangen werden kann, z.B. zwischen Verbänden und Einzelnen. Der Gebrauch eines Grundrechts durch höheren Gestellten könnte den anderen in seiner Freiheitsentfaltung hemmen, z.B. im Bereich der Meinungs- oder der Wirtschaftsfreiheit. Der Staat greift hier ein, indem er Strafnormen aufstellt, so dass der Freiheitgebrauch des einen sich mit demjenigen des andern sich vereinbaren lässt. Dies sind Massnahmen, die lediglich unter dem Begriff der mittelbaren Drittwirkung aufgefasst werden können. 

Eine unmittelbare Berufung Privater auf Grundrechte im Verhältnis zu anderen Privaten ist nicht anerkannt!!!

11.IV Einschränkung von Grundrechten

Grundrechte sind verfassungsrechtlich mit anderen Werten der Rechtsordnung gleichwertig. Sie nehmen grundsätzlich keinen erhöhten Rang ein. Einschränkungen von Grundrechten sind zulässig bei vorhandener gesetzlicher Grundlage, überwiegendes öffentliches Interesse und Verhältnismässigkeit.

11. V Einzelne Grundrechte

Menschenwürde, Recht auf Leben und Persönliche Freiheit:

Die Menschenwürde hat dreifache Bedeutung: direkt anrufbares Grundrecht (z.B. zum Schutz vor erniedrigender, demütiger Behandlung), Kern und Anknüpfung für die anderen Grundrechte und Auslegungshilfe für die anderen Grundrechte.

Das Recht auf Leben enthält den Kerngehalt der persönlichen Freiheit.

Inhalte der persönlichen Freiheit (3): Recht auf körperliche Unversehrtheit (z.B. vor medizinischen Eingriffen), Bewegungsfreiheit und psychische Integrität (z.B. Willens- und Entscheidungsfreiheit). Die persönliche Freiheit garantiert keine allgemeine Handlungsfreiheit. Sie enhält z.B. kein Recht auf Bildung.

Eigentumsgarantie: Enteignungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, werden voll entschädigt. Drei Teilgarantien: Institutionsgarantie (schützt das Privateigentum vor einer Beseitigung durch den Gesetzgeber), Bestandeseigentum (schützt den konkreten Bestand vermögenwerter Rechte vor Verletzungen) und die Vermögenswertgarantie.

Die Vermögensgarantie löst einen Entschädigungsanspruch aus bei Eingriffen, die zwar die Bestandesgarantie nicht verletzen, aber sich als Enteignung darstellen. Es gibt zwei Arten von Enteignung: formelle (Entzug von Eigentumsrechten in einem formellen Enteignungsverfahren) und materielle (Beschränkung von Eigentumsrechten als Nutzungsminderung durch Planungsmassnahmen, wobei das Eigentum beim bisherigen Eigentümer verbleibt. Beide Arten werden entschädigt.

Geschützte Rechte sind: Private Vermögensrechte (z.B. Eigentum als Sachenrecht) und wohlerworbene Rechte des öffentlichen Rechts (z.B. Vermögensrechte aus Konzessionen). Wohlerworbene Rechte haben gegenüber Gesetzesänderungen Bestand. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass sie durch Einzelakt entstanden sind und Rechte Privater gegenüber dem Gemeinwesen beinhalten. Sie geniessen besonderen Schutz und können nur durch formelle Enteignung aufgehoben oder geändert werden.

Wirtschaftsfreiheit: Sie umfasst insbesondere die freie Wahl des Berufes sowie den freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und deren freie Ausübung. Sie ist das zentrale Grundrecht der schweizerischen Wirtschaftsordnung.

Weitere Einzelelemente: Wettbewerbsfreiheit, Freiheit der Werbung,... Die Wirtschaftsfreiheit gebietet die Gleichbehandlung der Gewerbegenossen. Staatliche Massnahmen müssen also wettbewerbsneutral sein (keine Bevorzugung z.B. einzelner Wirtschaftszweige). Träger der Wirtschaftsfreiheit sind Unternehmer und Arbeitnehmer, nicht aber Konsumenten. BV kennt zwei Arten von Massnahmen, die die Wirtschaftsfreiheit berüheren können: grundsatzkonforme (greifen nicht in den freien Wettbewerb ein, keine Bevorteilung, kein lenken. Bund und Kantone können diese Massnahmen ergreifen; z.B Raumplanungsrecht, Energieversorgung) und grundsatzwidrige (Ausschaltung des Wettbewerbs, Lenkung der Privatwirtschaft; nur der Bund kann diese Massnahmen treffen, sofern die BV ihn dazu ermächtigt, z.B. in der Landwirtschaft; Preisherabsenkung).

Wissenschaftsfreiheit: Forschungs-, Lehr- Lernfreiheit. Verbot staatlicher Weisungen und Verbote.

Teil 12: Das Handeln der Behörden

12.I Die Verfügung

Die Verfügung ist der an den Einzelnen gerichtete Hochheitsakt, durch den in verbindlicher und erzwingbarer Weise auf der Grundlage des Verwaltungsrechts ein bestimmter Gegenstand konkret geregelt wird. Als Verfügungen gelten Anordnungen von Verwaltungsinstanzen und Urteile von Verwaltungsbehörden und Gerichten.

-->Konkretisierung eines Rechtssatzes, zentrale Bedeutung im Verwaltungsrecht, Individualität im Adressatenkreis, beschwerdefähig. Typisch: einseitige Anordnung einer Behörde, individuell-konkrete Anordnung, Verbindlichkeit und Erzwingbarkeit.

Üblich ist die schriftliche Form. 

Drei verschiedene Arten von Verfügungen: Rechtsgestaltende (Festsetzung, Änderung, Aufhebung von Rechten und Pflichten, z.B. Bewilligungserteilung, Enteignung), feststellende (Klärung der Rechtslage, z.B. Feststellung, ob Pflicht zur Einholung einer Bewilligung besteht oder nicht) und mitwirkungsbedürftigte (Mitwirkung für Zustandekommen der Verfügung notwendig. Ohne Zustimmung keine Verfügung! Z.B. Konzession, Bewilligung, Ernennung von Dienstpflichtigen.) Verfügungen.

Rechtskraft von Verfügungen: formelle (V. kann nicht mehr angefochten werden, z.B. bei Fristablauf) und materielle (inhaltliche Unabänderlichkeit der V.) Rechtskraft.

12.II Nebenbestimmungen von Verfügungen

Häufig kann ein Gesuch nicht mit dem Inhalt bewilligt werden, mit dem es eingegeben worden ist; andererseits kann es auch nicht rundum abgewiesen werden. Das Gesuch weist insofern Mängel auf, die mit der Verfügung behoben werden können. 

Vier Arten: Bedingung (Die Rechtswirksamkeit der V. wird in die Abhängigkeit von einem künftigen ungewissen Ereignis gestellt.), Befristung (Zeitliche Begrenzung der Rechtswirksamkeit), Auflage (zusätzliche Verpflichtung) und Revers (Nebenbestimmungen einer V., mit welcher der Betroffene bestimmte Verpflichtungen eingeht, deren Entstehung von einem ungewissen Ereignis abhängt.).

Wirkungen und Zulässigkeit: Nebenbestimmungen = Verfeinerung der Verfügung. Frage: Könnte V. auch verweigert werden? Das Verhältnismässigkeitsprinzip kann eine Nebenbestimmung erforderlich machen. Anfechtung der Nebenbestimmung: mit V. selbst. Nebenbestimmung gilt selbst auch als Verfügung. Sachlicher Zusammenhang zwischen Nebenbestimmung und V. sowie einheitlicher Zweck sind notwendig.

12.IV Allgemeinverfügung und Plan

Bei der Allgemeinverfügung: Gegenstand der Anordnung konkret, Adressatenkreis generell bestimmt. Die Praxis behandelt Allgemeinverfügung wie eine Verfügung.

Die Rechtsnatur des Raumplans ist wichtig für: Anhörung von Privaten, Rechtsschutz, Änderung, Normenkontrolle, Widerruf und Initiativrecht. Der Richtplan ist keine Rechtsnorm, da auf ihn kein Anwendungsakt folgt; auch keine Verfügung, da er keine Rechte und Pflichten von Einzelpersonen begründet.

Der Nutzungsplan ist dann als Verfügung zu behandeln, wenn er derart detaillierte Anordnungen enthält, wie sie in einer nachfolgenden Verfügung (z.B. Baubewilligung) enthalten sein könnten. Beispiel: Sondernutzungspläne. Bestimmung der Rechtsnatur ist wichtig für: Normenkontrolle, Widerruf, Initiativrecht.

12.V Die fehlerhafte Verfügung

Verfügungen können in Bezug auf den Inhalt, die Form und das Verfahren fehlerhaft sein. Fehlerhafte Verfügungen sind grundsätzlich anfechtbar, nichtig nur in Ausnahmefällen.

Nichtigkeit = absolute Unwirksamkeit. Der Fehler muss besonders schwer und offensichtlich oder wenigstens leicht erkennbar sein. Beispiel: Zuständigkeitsfehler.

Schwere inhaltliche Mängel bewirken in der Regel nur Anfechtbarkeit.

Anfechtbarkeit: Der Grundsatz der Rechtssicherheit spricht für blosse Anfechtbarkeit einer Verfügung. Diese ist gültig und wirksam, bis sie im Anfechtungsverfahren aufgehoben oder abgeändert wird --> Unwirksamkeit. Nach unbenutztem Ablauf der Anfechtungsfrist oder wenn die Rechtsmittel nicht zur Aufhebung geführt haben, erwächst die Verfügung in formeller Rechtskraft. Ein ordentliches Rechtsmittel kann nicht mehr ergriffen werden; es bleiben allenfalls Widerruf und Revision.

Die Änderung von Verfügungen: Widerruf und Revision (=Wiedererwägung).

Beim Widerruf handelt es sich um die Rücknahme einer formell rechtskräftigen, fehlerhaften Verfügung durch die Behörde. Widerrufbare Verfügungen erwachsen demnach nicht in materieller Rechtskraft. Eine Verfügung ist z.B. unwiderrufbar, wenn wohlerworbene Rechte betroffen würden. Bei besonders gewichtigen öffentlichen Interessen ist die Verfügung dennoch, allenfalls gegen Entschädigung, widerrufbar.

Die Revision (Wiedererwägung) kann nur ergriffen werden, wenn ein gesetzlicher Revisionsgrund vorliegt. Prüfungsschritte: Liegt ein Revisionsgrund vor? Wenn ja: soll die Verfügung inhaltlich geändert werden? Grundsätlich liegt kein Anspruch auf Revision vor. Ein Revisionsgrund besteht aber z.B. wenn die Verhältnisse sich wesentlich geändert haben.

Für die Berichtigung von Kanzleifehlern (Schreibfehler, etc.) braucht es keine gesetzliche Grundlage.

12.VI Der verwaltungsrechtliche Vertrag

Mit dem verwaltungsrechtlichen Vertrag wird ein konkretes, verwaltungsrechtliches Rechtsverhältnis dadurch geregelt, dass wenigstens zwei Rechtssubjekte übereinstimmende Willenserklärungen abgeben.

Bei der Prüfung, um welche Art Rechtsform es sich bei einem Akt handelt, ist folgendermassen vorzugehen: 

1. Liegt eine Unterordnung zwischen Privaten und dem Gemeinwesen vor? Wenn ja, dann handelt es sich um eine Verfügung.

2. Wenn keine Unterordnung vorliegt --> Vertrag

3. Wenn eine Verwaltungaufgabe wahrgenommen werden soll --> verwaltungsrechtlicher Vertrag

Verwaltungsrechtlicher Vertrag: Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe/Zweckes

Privatrechtlicher Vertrag: es handelt sich lediglich um private Interessen der Parteien.

Dienstbarkeitsverträge zwischen Staat und Privaten sind privatrechtlicher Natur.

Verwaltungrechtliche Verträge zwischen Organisationen des öffentlichen Rechts sind ohne weiteres zulässig. Die Eignung und Zweckmässigkeit muss aber immer erst abgewägt werden. Wohlerworbene Rechte der Privaten entstehen durch den Vertrag. Anfechtung ein Problem. Beispiel eines zulässigen verwaltungsrechtlichen Vertrags ist die Übertragung öffentlicher Aufgaben auf Private.

12.VIII Durchsetzung

Unmittelbare Durchsetzung oder Mittelbarer Zwang.

Unmittelbare Durchsetzung: Erfüllungszwang; Sicherstellung, dass gesetzliche Pflichten und Verwaltunganordnungen beachtet werden. Drei Arten: Ersatzvornahme (Vornahme einer Handlung anstelle des Pflichtigen durch die Verwaltung oder einen Dritten auf Kosten des Pflichtigen.), direkte Einwirkung (auf Erfüllungspflichtigen. Wichtig: Beachtung des Verhältnismässigkeitsprinzips, z.B. Schliessung eines nichtbewilligten Betriebs) und Schuldbetreibung (für öffentlichrechtliche Geldforderungen).

Mittelbarer Zwang: Die unmittelbare Durchsetzung der unerfüllten Verfügung ist nicht beabsichtigt. Arten: Strafrecht, Verwaltungsstrafe (bei Verstoss gegen Verwaltungsrecht, gesetzliche Grundlage erforderlich), Ordnungsbusse (bei geringfügiger Verletzung von Verwaltungsrecht, Verodnung genügt), Bestrafung wegen Ungehorsams gegen amtliche Verfügung, Disziplinarmassnahmen (Verhältnismässigkeit wichtig, gesetzliche Grundlage notwendig) und Verweigerung einer Leistung.

13. Teil: Besondere Hoheitsbereiche

13.II.2 Benutzung von öffentlichen Sachen im Gemeingebrauch

Einfacher Gemeingebrauch: Bestimmungsgemässe, gemeinverträgliche Nutzung, grundsätzlich jedermann offen (Gleichbehandlung). Kein Bewilligungserfordernis, allenfalls repressive Kontrolle. Bsp: Dauer des Parkierens: Kurzes Parkieren ist einfacher Gemeingebrauch, langes Parkieren ist gesteigerter Gemeingebrauch. Die Erhebung einer Gebühr ist beim einfachen Gemeingebrauch nicht zulässig (Ausnahme Kontrollgebühr).

Gesteigerter Gemeingebrauch: Nicht bestimmungsgemäss oder gemeinverträglich. Andere Benutzer werden eingeschränkt, aber nicht ausgeschlossen. Meist bewilligungs- und gebührenpflichtig. Bsp: Strassencafés.

Sondernutzung: Nicht bestimmungsgemässe Nutzung. Ausschluss! Zulassung durch Konzession (Sondernutzungskonzession), mit der das dem Staat vorbehaltene Nutzungsrecht auf Dritte übertragen wird. Beispiel: Verlegen von Leitungen, Bootsanlegeplätze.

13.III Monopole und Konzessionen

